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hat

DER GERICHTSHOF

unter Abweisung aller weitergehenden oder gegenteiligen Anträge für Recht
erkannt und entschieden:

1. Die Klage wird als unbegründet abgewiesen.

2. Die Klägerin wird verurteilt, die Kosten des Rechtsstreits zu tragen,
und zwar einschließlich der Kosten, die durch die Beschlüsse vom 14.
März und 21. November 1973 dem Endurteil vorbehalten wurden,
sowie der Kosten, die Gegenstand des Beschlusses vom 21. Juni 1973
waren.

Lecourt Donner Serensen

Pescatore Kutscher Ó Dálaigh Mackenzie Stuart

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 14. Mai 1974.

Det Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI

VOM 28. MÄRZ 1974<appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Das klagende Unternehmen betätigt sich
seit langer Zeit als Großhändler erster
Hand von Ruhrkohle. Nachdem es ihm

in der Vergangenheit mehrfach gelang,
durch wiederholte Klagen vor dem Ge­
richtshof einige Entscheidungen der Ho­
hen Behörde, die den Erzeugern von
Ruhrkohle die Einführung einschränken-

der Handelsregelungen gestatteten, die
für das Unternehmen selbst den weiteren
Zugang zu Lieferungen erster Hand in
Frage stellten, für nichtig erklären zu las­
sen, macht es nun gehend, durch die
Kommissionsentscheidung vom 21. De­
zember 1972, die für die Verkäufe der
Ruhrkohle AG eine neue, noch ein­
schränkendere als die frühere Regelung
genehmigte, erneut in Gefahr geraten zu
sein.

1 — Aus dem Italienischen Übersem.
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Bekanntlich hatte die Kommission mit
Entscheidung vom 27. November 1969
den Zusammenschluß der Bergwerksge­
sellschaften des Ruhrreviers durch die

Einbringung ihres Bergbauvermögens in
die Ruhrkohle ÁG nach Artikel 66 § 2
EGKS-Vertrag genehmigt. Daher geht es
im vorliegenden Streit im wesentlichen
um Artikel 66 über die Zusammen­
schlüsse, während die früheren Verfah­
ren die Genehmigung von Vereinbarun­
gen zwischen den verschiedenen seiner­
zeit tätigen Ruhrkohleverkaufsbüros be­
trafen, Vereinbarungen, die im Rahmen
der Anwendung des Artikels 65 EGKS-
Vertrag zu werten waren. Anzumerken
ist noch, daß die erwähnte Entscheidung
vom 27. November 1969 zugleich mit
der Genehmigung des Zusammenschlus­
ses der verschiedenen Bergwerksgesell­
schaften der Ruhr in einer einzigen Ge­
sellschaft letztere verpflichtete, jede Än­
derung ihrer Handelsregelung der Kom­
mission zur Genehmigung vorzulegen.
Während in den früheren von der Firma
Nold angestrengten Verfahren die Frage
der Aufrechterhaltung des Wettbewerbs
oder zumindest der Möglichkeit des
Wettbewerbs zwischen den Kohleerzeu­
gern der Ruhr im Vordergrund stand,
stellt sich im vorliegenden Rechtsstreit
die Frage der Aufrechterhaltung gesun­
der Wettbewerbsbedingungen im wesent­
lichen auf der Großhandelsebene.

Hinsichtlich der Zulassung der Kohlen­
händler zum Direktbezug bei der Ruhr­
kohle AG bestand die durch die nun­

mehr angefochtene Entscheidung vom
21. Dezember 1972 eingeführte Neue­
rung vor allem darin, daß Voraussetzung
für die Zulassung der Abschluß eines
Zweijahresvertrags über den Bezug einer
Mindestmenge von 6 000 Jahrestonnen
Ruhrkohle für den Hausbrand-und
Kleinverbrauchersektor war. Die Er­
schwerung der Zulassung zum Bezug aus
erster Hand wird im wesentlichen mit
Erfordernissen der Rationalisierung des
Kohlehandels unter Berücksichtigung der
sich in diesem Sektor abzeichnenden
fortschreitenden Rezession begründet.
Ferner muß der Händler nach der Neu-

regelung zur Belieferung des Hausbrand-
und Kleinverbrauchersektors zugelassen
sein, um Industrieverbraucher beliefern
zu können. Darüber hinaus ist an Stelle
des früheren Kriteriums eines Mindest­
verbrauchs von 30 000 Tonnen fester
Brennstoffe jeglicher Herkunft nunmehr
erforderlich, daß der Händler die gleiche
Menge an Erzeugnissen von der Ruhr
bezieht.

Was schließlich die Belieferung der Indu­
strieverbraucher angeht, die mehr als
30 000 Jahrestonnen Ruhrkohle bezie­
hen, so hat der Großhändler noch weite­
re Voraussetzungen zu erfüllen: Er hat
Sonderleistungen zu erbringen, welche
die angefochtene Entscheidung in Artikel
2 Absatz 3 näher umschreibt.

Vorgesehen war, daß etwa sechzig
Händler aufgrund dieser Neuregelung
vom Großhandel mit Ruhrkohle aus er­
ster Hand ausgeschlossen würden. Was
das klägerische Unternehmen betrifft, so
ist zu bemerken, daß es nach den Be­
hauptungen der Streithelferinnen — der
Ruhrkohle AG und der Ruhrkohle-Ver­
kauf Gesellschaft mbH — bereits im Sin­
ne der vor Inkrafttreten der nunmehr an­
gefochtenen Entscheidung geltenden Re­
gelung bei Klageerhebung nicht mehr die
Voraussetzungen für die Zulassung zum
Direktbezug erfüllte.
Gestützt auf diesen Umstand haben die

Streithelferinnen die Unzulässigkeit der
Klage wegen fehlenden Rechtsschutzin­
teresses geltend gemacht, da die begehrte
Aufhebung der angefochtenen Entschei­
dung jedenfalls nicht die von der Kläge­
rin erstrebte Wirkung haben könne.
Komme es nämlich zur Aufhebung, so
würde die alte Handelsregelung wieder
aufleben, aufgrund deren die Klägerin
gleichfalls vom Direktbezug der Ruhr­
kohle ausgeschlossen werden müsse.
Ich halte, diese prozeßhindernde Einrede
für unbegründet.
Unstreitig wurde der Firma Nold zumin­
dest im Zeitpunkt der Klageerhebung
noch — wenigstens de facto — der di­
rekte Zugang zu Lieferungen von Ruhr-
kohle zugestanden. Es ist aber nicht si­
cher, daß dieses Unternehmen bei Aufle-
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ben der früheren Handelsregelung
zwangsläufig von Bezügen erster Hand
ausgeschlossen werden müßte. Auch falls
die Klägerin zu einem gegebenen Zeit­
punkt möglicherweise nicht einmal die
früheren, gewiß weniger einschränken­
den als die heute gültigen Kriterien er­
füllt haben sollte, ist die Möglichkeit
nicht auszuschließen, daß sich die Ab­
satzlage bei der Klägerin dergestalt än­
dert, daß sie diese Kriterien erfüllen
kann. Die Erfahrungen in jüngster Zeit
lehren uns, wie schnell sich aufgrund un­
vorhergesehener Ereignisse die Marktla­
ge — und zwar auch im Hinblick auf die
Absatzmöglichkeiten für Kohle — än­
dern kann. Es könnte also ein berechtig­
tes Interesse der Klägerin an der Aufhe­
bung der durch die angefochtene Ent­
scheidung genehmigten engeren Han­
delsregelung fortbestehen.
Was die Begründetheit der Klage anbe­
langt, so läßt sich das Vorbringen der
Klägerin auf folgende Klagegründe zu­
rückführen:

1. Die angefochtene Entscheidung, die
den Ausschluß der Klägerin vom
Großhandel erster Hand bewirkt, ver­
stoße gegen einen allgemeinen Grund­
satz des EGKS-Vertrags, da sie zu ei­
ner Diskriminierung zwischen den
Händlern der Gemeinschaft führe.

2. Die angefochtene Entscheidung ent­
eigne das klägerische Unternehmen
insofern, als sie ihm die Qualität und
die Rechte des Kohlengroßhändlers
erster Hand entziehe; sie stehe des­
halb im Widerspruch zu einem allge­
meinen Grundsatz, der sowohl im
Grundgesetz (Art. 14) als auch in der
Hessischen Landesverfassung veran­
kert sei, wonach das persönliche Ei­
gentum gewährleistet werde.

3. Erstmals in der Erwiderung macht die
Klägerin geltend, die neue Handelsre­
gelung trage nicht zur Verbesserung
des Kohleabsatzes bei, sondern er­
schwere diesen noch; zumindest sei
die angefochtene Entscheidung in die­
ser Hinsicht unzureichend mit Grün­

den versehen. Die Klägerin hat diese

Rüge nicht rechtlich qualifiziert: Mei­
nes Erachtens ist sie als Klagegrund
der Verletzung des Vertrages oder als
Klagegrund der Verletzung wesentli­
cher Formvorschriften zu werten.

Bevor ich im einzelnen auf diese Rügen
eingehe, erscheint es mir zweckmäßig, ei­
nige Streitpunkte auszuräumen, welche
die Klägerin in das Verfahren eingeführt
hat, die aber logischerweise mit der vor­
liegenden Sache nichts zu tun haben. Die
Firma Nold hat sich eingehend über die
seit letzten Herbst auf dem Kohlemarkt
eingetretene Änderung der Marktlage so­
wie über angebliche unlautere Verhal­
tensweisen der Ruhrkohle AG ausgelas­
sen, die darin zu erblicken seien, daß die­
se Gesellschaft in unerträglicher Weise
den Händlern unmittelbar Konkurrenz
mache, indem sie erheblich niedrigere als
die Listenpreise anwende, wie auch dar­
in, daß die Ruhrkohle AG es der Kläge­
rin gegenüber abgelehnt habe, bestimmte
Aufträge über erhebliche Kohlemengen
auszuführen, welche die Klägerin Ende
1973 infolge der gestiegenen Nachfrage
nach diesem Erzeugnis auf dem Markt
erteilt habe.

Es handelt sich um Umstände und Ver­
haltensweisen, die — auch wenn sie auf
Gemeinschaftsebene im Hinblick auf ei­
ne etwaige Änderung der hier beanstan­
deten Handelsregelung erheblich sein
könnten, die von der Kommission auf­
grund einer anderen Marktlage und auch
mit dem Ziel, bei Feststellung des Miß­
brauchs einer beherrschenden Stellung
gemäß Artikel 66 § 7 . EGKS-Vertrag
Sanktionen zu verhängen, genehmigt
worden ist — indessen im vorliegenden
Rechtsstreit völlig ohne Bedeutung sind,
denn hier geht es um die Frage der Gül­
tigkeit einer vor diesen Vorgängen erlas­
senen Entscheidung. Für die Rechtmä­
ßigkeit dieser Handlung können somit
spätere Ereignisse des Wirtschaftslebens,
die bei Erlaß der Entscheidung unvor­
hersehbar waren, und etwaige rechtswid­
rige Verhaltensweisen dès Adressaten der
angefochtenen Entscheidung gegenüber
dem Unternehmen der Klägerin nicht
von Bedeutung sein.
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Gehen wir nun zur Prüfung der einzel­
nen Klagegründe über, so ist zunächst
festzustellen, daß die zuletzt genannten,
da sie zu spät geltend gemacht worden
sind, nach Artikel 42 § 2 der Verfahrens­
ordnung unzulässig sind. Dagegen könn­
te der Begründungsmangel als anerkann­
termaßen dem ordre public angehörend
von Amts wegen berücksichtigt werden,
wie es der Gerichtshof bereits in einem
früheren von derselben Klägerin ange­
strengten Rechtsstreit getan hat (Urteil
18/57, Nold/Hohe Behörde — Slg. 1959,
113 ff.).

Im vorliegenden Fall ist jedoch die be­
hauptete mangelhafte Begründung der
angefochtenen Entscheidung alles andere
als evident. Die Rüge der Klägerin be­
trifft im wesentlichen das Erfordernis ei­
nes Zweijahresvertrages über die Abnah­
me von mindestens 6 000 Jahrestonnen
Kohle für den Hausbrand-und Kleinver­
brauchersektor. In der angefochtenen
Entscheidung heißt es hierzu, es erschei­
ne gerechtfertigt, daß die Ruhrkohle AG
beschlossen habe, bei der Organisation
ihres Vertriebssystems den starken Rück­
gang ihres eigenen Kohleabsatzes zu be­
rücksichtigen und die Lieferungen erster
Hand auf die Händler zu beschränken,
die in der Lage seien, ein angemessenes
Absatzvolumen zu garantieren. Diese Be­
gründung, die in der Tat recht summa­
risch ist, wurde von der Kommission nä­
her erläutert, die in der Gegenerwide­
rung darauf hingewiesen hat, die Erset­
zung des Kriteriums von 6 000 Jahres­
tonnen insgesamt abgesetzter Kohle
durch das Kriterium, wonach mindestens
6 000 Tahrestonnen im Hausbrand- und
Kleinverbrauchersektor abzusetzen seien,
sowie die vorher einzugehende Ver­
pflichtung, diese Mindestmenge minde­
stens zwei Jahre lang abzunehmen, trü­
gen dazu bei, daß zum Direktbezug nur
die Händler zugelassen würden, die sich
für den Absatz der Ruhrkohle tatsäch­
lich voll einsetzten. Eine eingehendere
Begründung für diese Voraussetzung lie­
fert die Kommission in der Gegenerwide­
rung mit der Behauptung, daß der schar­
fe Konkurrenzkampf, dem die Kohle
durch die Angebote an anderen Energie-

trägern ausgesetzt sei, sich vor allem im
Hausbrand- und Kleinverbrauchersektor

bemerkbar gemacht habe, wie sich aus
der Entwicklung des Ruhrkohleabsatzes
ablesen lasse. Diese letztere Klarstellung
paßt zu den Ausführungen in einer Be­
gründungserwägung der angefochtenen
Entscheidung, die die Einführung dieser
Voraussetzung mit der Absicht rechtfer­
tigen, für den Großhändler einen Anreiz
zu schaffen, seine Tätigkeit hauptsäch­
lich auf diese beiden Sektoren zu kon­
zentrieren, weil die Händler gerade hier
den Kohleabsatz fördernde Wirkungen
erzielen könnten.

Daher können unter Berücksichtigung
der während des Verfahrens gegebenen
Erläuterungen die in der Begründung des
angefochtenen Rechtsaktes gegebenen
Gründe, gegen deren sachliche Richtig­
keit die Klägerin nichts vorgebracht hat,
als zureichend angesehen werden, die
Änderung der Handelsregelung zu recht­
fertigen. Somit haftet der angefochtenen
Entscheidung, auch wenn der Gerichts­
hof die von der Klägerin verspätet aufge­
worfene Frage von Amts wegen prüfen
zu sollen glaubt, nicht der Mangel einer
Verletzung wesentlicher Formvorschrif­
ten an.

Offensichtlich unbegründet ist die Rüge,
es liege eine Diskriminierung vor. Die
von der Kommission genehmigte Han­
delsregelung beruht nämlich auf objekti­
ven Kriterien, welche die Möglichkeit ei­
ner diskriminierenden Behandlung der
Kohlegroßhändler ausschließen. Alle, die
die geforderten objektiven Voraussetzun­
gen erfüllen, haben einen Anspruch auf
Zulassung zum Bezug aus erster Hand.

Die Rüge der Verletzung von Grund­
rechten, welche die Klägerin erhoben
hat, ist erheblich, soweit das geltend ge­
machte Recht innerhalb des Systems ge­
schützt wird. Wie sich bereits aus der
Rechtsprechung des Gerichtshofes ergibt,
sind die von den Mitgliedstaaten allge­
mein anerkannten Grundrechte Bestand­

teil unseres Gemeinschaftssystems, das
deren Wahrung im Rahmen der der Ge­
meinschaft übertragenen Befugnisse und
im Hinblick auf die der Gemeinschaft
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gesetzten Ziele, ausgehend von den ge­
meinsamen Überlieferungen der Mit­
gliedstaaten, garantiert. Es ist also vor
allem zu prüfen, ob in der Tatsache, daß
die angefochtene Regelung dem klagen­
den Unternehmen angeblich die Mög­
lichkeit des direkten Zugangs zum Er­
werb von Ruhrkohle aus erster Hand
nimmt, eine Verletzung eines dieser
Grundrechte gesehen werden kann, die
auch in der Gemeinschaftsrechtsordnung
als wesentliche Werte geschützt werden.
Die Klägerin ist der Auffassung, sie habe
ein wohlerworbenes Recht darauf, ihre
Eigenschaft als Kohlegroßhändler erster
Hand zu behalten, weil ihr Unternehmen
bereits seit mehr als einem Jahrhundert
in dieser Eigenschaft tätig sei und weil
— allgemeiner gesprochen — das Recht
auf eine solche Betätigung jedermann
gleichsam als angeborenes Recht nach
dem Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit
und dem Recht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit zustehe. Wäre diese These
richtig, so ergäbe sich hieraus, daß der
Gemeinschaftsexekutive jede Befugnis
zur Genehmigung von Handelsregelun­
gen gänzlich abgesprochen werden müß­
te. Stellt man für den Zugang zum direk­
ten Kohlebezug Voraussetzungen auf, so
schließt dies ein — auch wenn diese Vor­

aussetzungen noch so großzügig gefaßt
sein mögen —, daß immer noch ein Un­
ternehmen übrig bleiben kann, das die­
sen Voraussetzungen nicht zu genügen
vermag und sich deshalb der Möglich­
keit beraubt sieht, sich im Großhandel
erster Hand zu betätigen. Dies liefe dar­
auf hinaus, der Gemeinschaftsexekutive
auf wirtschaftlicher Ebene jede Interven­
tionsbefugnis zu bestreiten, was nicht
nur dem Geist und den Zielen des
EGKS-Vertrags, sondern allgemeiner den
vitalen Erfordernissen der modern ver­
faßten Gesellschaft zuwiderliefe. Die
Klägerin wäre wahrscheinlich erschrok­
ken, wenn sie mit den ihrer These inne­
wohnenden äußersten Konsequenzen
konfrontiert worden wäre. Sie wollte
wahrscheinlich nicht so weit gehen. Faßt
man die aufgeworfene Frage konkreter
und realistischer, so könnte geprüft wer­
den, ob die der Kommission unzweifel-

haft zustehende Befugnis, von den Pro­
duzenten zur Festlegung ihrer Verkaufs­
voraussetzungen frei aufgestellte Nor­
men zu genehmigen, in einer Weise aus­
geübt worden ist, daß nicht allgemeine
Grundsätze verletzt worden sind, die Be­
standteil der Gemeinschaftsrechtsord­
nung sind, auch wenn sie im Vertrag
nicht ausdrücklich genannt sind. Insbe­
sondere wird zu prüfen sein, ob der all­
gemeine Grundsatz des Eigentumsschut­
zes, der in allen Verfassungsordnungen
der Mitgliedstaaten anerkannt und zwei­
fellos Bestandteil auch der Gemein­
schaftsrechtsordnung ist, verletzt wurde.
Nach den vom Gerichtshof hierzu bereits
gemachten klaren und genauen Ausfüh­
rungen wäre es vielleicht auch überflüs­
sig, erneut zu betonen, daß der Gerichts­
hof zwar als Rechtsprechungsorgan die
Aufgabe hat, die Wahrung des Rechts
bei der Anwendung der Verträge sicher­
zustellen, daß diese Aufgabe aber auch
eine besondere Feinfühligkeit gegenüber
den Problemen erfordert, welche jene
Grundrechte berühren, auf denen jedes
zivilisierte Zusammenleben beruht. Die

Achtung der Freiheit und des Eigentums,
die Bekräftigung des Gleichheitsgrund­
satzes, des Grundsatzes der Nichtdiskri­
minierung und der Verhältnismäßigkeit
— um nur einige der am meisten gesi­
cherten Ausdrücke zu verwenden — sind
Bestandteil der Rechtsauffassung, die
dem gesamten Gemeinschaftssystem den
Rahmen gibt und für es bestimmend ist,
ein System, das sich diesen Grundauffas­
sungen auch in den einzelnen Anwen­
dungsfällen nicht entziehen könnte.
Aber auch eine Behauptung, wie diese,
die hier ad abundantiam erneut aufge­
griffen wurde, verlangt Präzisierungen,
soll sie ernstgenommen werden und in
ihrem Wert konkrete Glaubwürdigkeit
beanspruchen. Dem Wesen nach handelt
es sich immer um jene Grundsätze, qua­
rum causa omne ins constitutum est:
Wir finden sie in den antiken Rechtsord­
nungen als ratio scripta des menschli­
chen Zusammenlebens, wir finden sie in
den Kodifizierungen des 19. Jahrhun­
derts, die gerade konzipiert wurden, um
die Gültigkeit solcher Aussagen in Arti-
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keln festzulegen; wir finden sie heute in
noch feierlicherer Form in den modernen
Verfassungen vor: darunter auch in Arti­
kel 14 der deutschen Verfassung, auf den
sich die Klägerin im vorliegenden
Rechtsstreit beruft. Vor diesen Grundsät­
zen muß die Tätigkeit der Gemein­
schaftsorgane respektvoll innehalten,
und Aufgabe des Gerichtshofes ist es, de­
ren volle Anwendung zu sichern. Aber
gerade um diese Rechte in ihrem Kern zu
gewährleisten, wird ihre Ausübung gere­
gelt. Die Anerkennung in der Verfassung
bedeutet nicht, daß diese Materie einer
Regelung entzogen wäre, die von einer
effektiven wesensmäßigen Anerkennung
der genannten Grundsätze auszugehen
und innerhalb deren Grenzen zu bleiben
hat. Man kann sich also nicht ganz allge­
mein auf eine dieser Grundnormen beru­
fen, um sich in concreto jenen Verpflich­
tungen zu entziehen, die das Rechtssy­
stem geschaffen oder zugestanden hat
(wie im vorliegenden Fall), gerade um ei­
ne funktionale Anwendung jener Nor­
men zu erzielen, die dem Geist des Sy­
stems entspricht. Eine etwaige Verlet­
zung muß tatsächlich das Wesen des ver­
fassungsmäßig anerkannten Rechts als
unbezweifelbares Attribut der menschli­
chen Person berühren. Der Gerichtshof
wacht über die Beachtung dieser wesent­
lichen Rechte, die sich die Gemeinschaft
durch die Anerkennung von Grenzen für
das Tätigwerden der Organe und der
Marktbürger und gegebenenfalls durch
die Übertragung von Verantwortung zu
eigen machen muß. Aber die eine wie die
andere Form der Anerkennung passen
sich der Wirklichkeit und den Erforder­
nissen der verschiedenen Formen des
Rechtsschutzes an. Um es zu wiederho­

len: Gerade die Bedeutung solch wesent­
licher Formen der Anerkennung von
Grundrechten verlangt, daß man sich auf
sie nicht ganz allgemein beruft, um die
Verpflichtung zu konkreter Gesetzes­
treue zu verneinen oder jenen Erschei­
nungsformen des sozialen Lebens Hin­
dernisse in den Weg zu legen, die dem
einzelnen in seiner Rechtsausübung
Grenzen setzen und Opfer auferlegen.

Das subjektive Recht ist immer auch das
Ergebnis der Begrenzung eines Freiheits­
raumes. Wie jedes Freiheitsrecht ist es
nicht unumschränkt gegeben: Jedes
Recht ist also unter Wahrung der Nor­
men auszuüben, die es regeln. Die Ge­
meinschaftsrechtsordnung kann gewiß
den einzelnen Marktbürgern nicht das
Recht bestreiten, Handel zu betreiben.
Der Schutz des öffentlichen Interesses,
sei es in den innerstaatlichen Rechtsord­

nungen, sei es im Gemeinschaftssystem,
führt aber dazu, die Ausübung der Han­
delstätigkeit in mehrfacher Hinsicht ein­
zuschränken. Auf der Gemeinschaftsebe­
ne sind die Regeln über den Wettbewerb,
die eine Reihe von Verhaltensweisen,
Vereinbarungen und Praktiken verbieten,
ein Beispiel. Auch mit Rücksicht auf den
Grundsatz des freien Warenverkehrs in
der Gemeinschaft kann die Beschrän­

kung so weit gehen, daß der Gebrauch
des Eigentumsrechts in bestimmten Hin­
sichten unzulässig ist: So war es bei den
aus dem Markenrecht oder aus urheber­
rechtsähnlichen Rechten abgeleiteten An­
sprüchen. So wesentliche Einschränkun­
gen sind im allgemeinen Interesse eines
korrekten Funktionierens des Gemeinsa­
men Marktes gerechtfertigt; nicht nur
das: sondern sie sind gerade als zum
Schutz eines anderen Grundrechts ge­
schaffen anzusehen, nämlich dem der
Garantie einer substantiellen Freiheit des
Handels. Die Schranken, die dem direk­
ten Zugang zum Bezug aus erster Hand
bei den Kohleproduzenten — sei es auch
auf Initiative privater Rechtssubjekte —
gesetzt sind, können ihrerseits durch eine
Verminderung der Vertriebskosten zur
Regelung der wirtschaftlichen Betätigung
in Handel und Produktion beitragen,
und zwar nicht nur im Interesse der Er­

zeuger, sondern auch und gerade im In­
teresse der Verbraucher; sie können da­
her auch den bestehenden Wettbewerb
zwischen der Kohle und anderen Ener­
gieträgern anregen: aus diesem Grunde
sieht der Vertrag die Genehmigung von
Beschränkungen dieser Art durch die
Kommission vor.

Die Klägerin hätte versuchen können,
die Art der konkret vorgesehenen Be-
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schränkungen zu rügen; sie hat es jedoch
vorgezogen, vor allem allgemeine Be­
hauptungen aufzustellen, die viel zu weit
gehen, ohne irgend etwas zu beweisen,
so, wenn sie ein absolutes Recht, Groß­
händler erster Hand zu bleiben, mit der
Begründung beansprucht, daß ihr Unter­
nehmen mehr als hundert Jahre lang die­
se Tätigkeit ausgeübt habe. Die Klägerin
unterstellt damit ein Eigentumsrecht an
dieser Eigenschaft, deren unbedingter
Schutz in der Gemeinschaftsrechtsord­
nung nicht vorgesehen ist, sicherlich aber
ebensowenig in den nationalen Rechts­
ordnungen.

Auch insoweit genügt es, auf einige fun­
damentale Grundsätze des Rechtslebens
zurückzugreifen, um zu zeigen, daß die
Berufung des klagenden Unternehmens
auf Schutzprinzipien, die angeblich kei­
nen Veränderungen in der Zeit unterlie­
gen, unhaltbar ist. Der Wesensgehalt des
Anspruchs auf den Schutz wohlerworbe­
ner Rechte besteht auch nach der Grund­
regel, daß die persönlichen Grundrechte
zu schützen sind, in der Anerkennung
der Existenz dieser Rechte selbst, nicht
aber auch darin, daß alle Befugnisse, die
deren Inhalt bilden können, im Wege der
Normausfüllung als schutzwürdig aner­
kannt werden; diese Normausfüllung
und dieser besondere Inhalt unterliegen
ohne Zweifel in allen Rechtsordnungen
der Fortentwicklung der Normen, un­
überschreitbare Grenze hat für sie nur
die Respektierung des Rechts in seinem
Wesensgehalt zu sein, das nach allgemei­
ner Auffassung einen primären Schutz
verdient. Dies gilt insbesondere für die
Berufung auf das Eigentumsrecht, das in
allen Verfassungen der freien Staaten an­
erkannt ist, aber überall einer beständi­
gen Entwicklung je nach den Erforder­
nissen unterliegt, von denen die Gesetze
bei der Fortentwicklung des wirtschaftli­
chen und sozialen Fortschritts ausgehen.
Bezeichnend ist insoweit auch Artikel
222 EWG-Vertrag, wonach der Vertrag
die Eigentumsordnung in den Mitglied­
staaten unberührt läßt.

Diese im Hinblick auf den verfasssungs­
mäßigen Schutz getroffene Unterschei-

dung zwischen dem Wesensgehalt des Ei­
gentumsrechts und seinen zufälligen At­
tributen ist in den Mitgliedstaaten wohl
bekannt; sie liegt ausdrücklich oder un­
ausgesprochen Entscheidungen der höch­
sten Gerichte, darunter auch des deut­
schen Bundesverfassungsgerichts zugrun­
de: Als Beispiele darf ich auf die Urteile
vom 29. November 1961 (Nr. 21), vom
23. Mai 1963 (Nr. 16) und vom 18.
März 1970 (Nr. 12) verweisen. In dieser
letzten Entscheidung hat das Bundesver­
fassungsgericht insbesondere ausgeführt:
„Artikel 14 GG will das Eigentum so
schützen, wie es das bürgerliche Recht
und die gesellschaftlichen Anschauungen
geformt haben. Interessen, Chancen,
Verdienstmöglichkeiten werden durch
Artikel 14 GG nicht geschützt." Ähnlich
hatte auch schon der Bundesgerichtshof
(Urteil vom 7. Dezember 1967, NJW
1968, S. 293) entschieden; er hatte ausge­
führt, daß nicht alle tatsächlichen Um­
stände und bestehenden Rechtsregelun­
gen, die sich günstig für den Gewerbebe­
trieb auswirken, von dem Begriff des als
Eigentum geschützten Gewerbebetriebs
mitumfaßt werden können.

Keine Verfassung kann die Normen, die
es ermöglichen sollen, sich den wandel­
baren Erfordernissen der Wirtschafts­
wirklichkeit anzupassen, starr festlegen.
Wenn die veränderten Bedingungen des
Kohlemarktes im allgemeinen Interesse
eine Rationalisierung des Vertriebssy­
stems verlangen mit dem Ziel, die Ko­
sten zu senken und einen wirksameren

Wettbewerb mit anderen Erzeugnissen
anzuregen, wäre es unvernünftig, sich
diesen wirtschaftlichen Sachzwängen zu
widersetzen und die Aufrechterhaltung
erworbener tatsächlicher Situationen zu

verlangen. Dies liefe dem Fortschritt und
der Anpassungsfähigkeit des Wirtschafts­
systems zuwider. In einem Markt, der
auf dem Grundsatz des Wettbewerbs be­
ruht, muß es für die Unternehmen die
Möglichkeit geben, auch den Vertrieb ih­
rer Erzeugnisse zu rationalisieren, wenn
auch unter der Kontrolle einer verant­
wortlichen Behörde.
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Die Eigenschaft eines Kohlegroßhändlers
ist weder ein unveräußerliches Recht
noch ein bedingungslos garantierter Sta­
tus. Der Großhändler erster Hand erfüllt
eine für die Gesellschaft nützliche Funk­
tion, soweit sich seine Tätigkeit derge­
stalt abwickelt, daß sie den realen Erfor­
dernissen des Wirtschaftssystems gerecht
wird. Ändern sich diese Erfordernisse, so
müssen auch die zur Erhaltung der
Großhändlereigenschaft notwendigen
Voraussetzungen mit der Entwicklung
schritthalten.

Die neue Handelsregelung, mit der wir
uns hier zu befassen haben, bezweckt
und bewirkt nicht, daß das klägerische
Unternehmen daran gehindert wird, sich
als Kohlegroßhändler zu betätigen.
Wenn die Klägerin nicht geneigt sein
sollte, sich mit anderen Händlern zu­
sammenzuschließen, um die Vorausset-

zungen für den Direktbezug zu erfüllen,
kann sie trotzdem weiter Kohlegroß­
händlerin sein, wenn auch nicht mehr —
wie in der Vergangenheit — Großhänd­
lerin erster Hand. Da sie keine durch­
greifenden Argumente vorgebracht hat,
die es als ausgeschlossen erscheinen las­
sen, daß die gerügte Handelsregelung
realen und wesentlichen wirtschaftlichen
Erfordernissen genügt, kann deren An­
wendung auf ein einzelnes Unternehmen
nicht widersprochen werden, da diesem
nicht die Möglichkeit zur Handelstätig­
keit, sondern nur ein besonderer Vorteil
(der Direktbezug vom Erzeuger) genom­
men wird, der ihm in der Vergangenheit
zugute kam. Auch aus diesem Grunde
kann der Verlust der Möglichkeit zum
Direktbezug von Kohle beim Erzeuger
nicht einer Enteignung gleichgestellt wer­
den, wenngleich er möglicherweise wirt­
schaftliche Nachteile mit sich bringt.

Ich beantrage deshalb, die Klage abzuweisen und der Klägerin die Verfah­
renskosten aufzuerlegen.

516


